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74. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Polen zur Regelung
bestimmter finanzieller Fragen samt Briefwechsel und Zusatzprotokoll

7 5 . Bundesgesetz: Verteilungsgesetz Polen

74.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Vertrages samt Briefwechsel und Zusatzprotokoll wird
genehmigt.

V e r t r a g
zwischen der Republik Österreich und der
Volksrepublik Polen zur Regelung bestimm-

ter finanzieller Fragen

Die Republik Österreich und die Volksrepu-
blik Polen, von dem Wunsche geleitet, sich über
bestimmte finanzielle und vermögensrechtliche
Fragen zu einigen, haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Die Volksrepublik Polen zahlt an die
Republik Österreich eine Globalentschädigung
zur vollständigen und endgültigen Befriedigung
der Ansprüche der Republik Österreich sowie
österreichischer physischer und juristischer Per-
sonen gegenüber der Volksrepublik Polen sowie
gegenüber polnischen physischen und juristischen
Personen, welche Ansprüche entstanden sind
durch die tatsächliche Inanspruchnahme von Ver-
mögenschaften, Rechten und Interessen

a) zufolge der polnischen Rechtsvorschriften
über die Nationalisierung, über die Reform
in der Agrar- und Forstwirtschaft oder
anderer polnischer Rechtsvorschriften oder

b) auf Grund von Entscheidungen oder Be-
schlüssen polnischer Organe, welche die
Entziehung von Eigentumsrechten sowie
anderer österreichischer Rechte und Inter-
essen zur Folge hatten.

(2) Als österreichische Personen im Sinne dieses
Vertrages gelten solche Personen, die entweder
als physische Personen am 27. April 1945, sowie
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Ab-
satz (1) lit. a) genannten Rechtsvorschriften oder
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zum Zeitpunkt der Wirksamkeit der in Ab-
satz (1) lit. b) genannten Maßnahmen als auch
im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Ver-
trages die österreichische Staatsbürgerschaft beses-
sen oder als juristische Personen an diesen Stich-
tagen ihren Sitz auf dem Gebiet der Republik
Österreich hatten.

(3) Die in den Absätzen (1) und (2) enthal-
tenen Bestimmungen gelten sinngemäß für
Rechtsnachfolger der in Absatz (2) genannten
Personen, wenn diese Rechtsnachfolger im Zeit-
punkt der Unterzeichnung dieses Vertrages ent-
weder als physische Personen die österreichische
Staatsbürgerschaft besaßen oder als juristische
Personen ihren Sitz auf dem Gebiet der Repu-
blik Österreich hatten.

Artikel 2
Die Volksrepublik Polen leistet keine Ent-

schädigung für Vermögenschaften, Rechte und
Interessen, die

a) durch Rechtsgeschäfte erworben worden
sind, die im Sinne internationaler Verein-
barungen als ungültig gelten,

b) von Behörden oder Institutionen des Deut-
schen Reiches oder deutschen Personen nach
dem 1. September 1939 auf dem Gebiet
de9 okkupierten Polens erworben worden
sind, es sei denn, daß der Erwerb im Erb-
wege oder zufolge Eheschließung erfolgt ist,

c) aus dem Besitz von Aktien oder sonstigen
Beteiligungen an Gesellschaften aller Art
oder aus dem Besitz von Unternehmungen
herrühren, die auf dem Gebiet des okku-
pierten Polens nach dem 1. September 1939
neu gegründet wurden oder aus in diesem
Zeitraum vorgenommenen Kapitalerhöhun-
gen bei schon am 1. September 1939
bestandenen Kapitalgesellschaften stam-
men; es sei denn, es handelt sich um Fälle,
in denen ein Umtausch von Aktien, eine
Veränderung der Rechtsform der Unter-
nehmungen oder ein Wechsel von Beteili-
gungen während der Zeit der Okkupation
Polens auf Anordnung deutscher Behörden
oder der von diesen Behörden bestellten
Verwalter erfolgt ist.

Artikel 3
Die Globalentschädigung, welche die Volks-

republik Polen für die in Artikel 1 bezeich-
neten Vermögenschaften, Rechte und Interessen
bezahlt, wird in der Höhe von einundsiebzig
Millionen fünfhunderttausend österreichischen
Schilling festgesetzt.

Artikel 4

(1) Die Volksrepublik Polen wird die in Arti-
kel 3 genannte Globalsumme an die Republik
Österreich in zwölf aufeinander folgenden Jah-
resraten entrichten, und zwar:
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elf Raten in Höhe von je sechs Millionen
österreichischen Schilling, die zwölfte Rate in
Höhe von fünf Millionen fünfhunderttausend
österreichischen Schilling.

Die erste Rate in Höhe von sechs Millionen
österreichischen Schilling ist bis zum 31. März
des Jahres zu bezahlen, welches auf das Kalen-
derjahr des Inkrafttretens dieses Vertrages folgt,
die übrigen Raten sind jeweils bis spätestens
31. Mai der darauf folgenden Jahre zahlbar.

(2) Die Zahlungen werden auf ein Konto der
Republik Österreich bei der Oesterreichischen
Nationalbank zu Lasten des auf Grund des
Artikels 1 des Zahlungsabkommens zwischen der
Volksrepublik Polen und der Republik Öster-
reich vom 2. September 1954 bei der Oester-
reichischen Nationalbank geführten Compte
Général Pologne geleistet werden.

(3) Sollte das Zahlungsabkommen vor voll-
ständiger Abdeckung der in Artikel 3 festgesetz-
ten Globalsumme außer Kraft treten, so wird
die Zahlung des restlichen Betrages in der für
Zahlungen zwischen der Republik Österreich und
der Volksrepublik Polen dann generell gelten-
den Weise durchgeführt.

(4) Bezüglich der technischen Durchführung
der Zahlungen werden sich die Oesterreichische
Nationalbank und die Narodowy Bank Polski
ins Einvernehmen setzen.

Artikel 5

(1) Die vollständige Bezahlung der in Arti-
kel 3 genannten Globalsumme hat schuldbefrei-
ende Wirkung für die Volksrepublik Polen sowie
für polnische physische und juristische Personen
gegenüber der Republik Österreich und den in
Artikel 1 angeführten österreichischen physischen
und juristischen Personen hinsichtlich der unter
Artikel 1 fallenden Ansprüche. Mit dem Ein-
tritt der schuldbefreienden Wirkung wird die
Republik Österreich Ansprüche von Personen,
die in Artikel 1 genannt sind, als endgültig
erledigt betrachten.

(2) Die Republik Österreich wird gegenüber
der Volksrepublik Polen keine Ansprüche mehr
vertreten oder unterstützen, die durch Artikel 1
und 2 dieses Vertrages geregelt sind.

Artikel 6

Die Volksrepublik Polen betrachtet ihrerseits
sowohl Ansprüche öffentlich-rechtlicher Art als
auch Ansprüche polnischer physischer und juri-
stischer Personen, die mit den in Artikel 1
genannten Vermögenschaften, Rechten und Inter-
essen in Zusammenhang stehen, als endgültig
geregelt.
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Artikel 7

Die Verteilung der in Artikel 3 festgesetzten
Globalsumme ist ausschließlich Sache der Repu-
blik Österreich.

Artikel 8

(1) Die Republik Österreich wird der Volks-
republik Polen nach vollständiger Bezahlung der
Globalsumme die Wertpapiere und die Urkun-
den übergeben, welche die Rechte nach Artikel 1
verkörpern und durch die Republik Österreich
entschädigt wurden. Wenn solche Wertpapiere
und Urkunden nicht zur Verfügung stehen, kann
an deren Stelle die Republik Österreich andere
den Entschädigungsanspruch feststellende Doku-
mente übergeben.

(2) Darüber hinaus wird die Republik Öster-
reich der Volksrepublik Polen — sobald hiezu
die Möglichkeit besteht — die Namen der physi-
schen und die Bezeichnung der juristischen Per-
sonen bekanntgeben, deren Ansprüche als ent-
schädigungsfähig anerkannt wurden, sowie die
Bezeichnung der Vermögenschaften, Rechte und
Interessen, die entschädigt worden sind.

Artikel 9

Zur Durchführung der Verteilung der Global-
summe wird die Volksrepublik Polen die zur
Prüfung der Begehren der österreichischen An-
tragsteller notwendigen Informationen im Rah-
men ihrer Möglichkeiten erteilen.

Artikel 10
Dieser Vertrag tritt am 60. Tag nach dem

Tag in Kraft, an dem die Vertragsstaaten durch
Austauch von Noten einander mitgeteilt haben,
daß die Voraussetzungen nach ihrem Recht für
das Inkrafttreten des Vertrages erfüllt sind.

ZU URKUND dessen haben die gehörig aus-
gewiesenen Bevollmächtigten der Vertragsstaaten
diesen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln
versehen.

GESCHEHEN in Wien, am 6. Oktober 1970,
in zwei Exemplaren in deutscher und in pol-
nischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die
Volksrepublik Polen:

Wojtyga m. p.



27. Stück — Ausgegeben am 5. Feber 1974 — Nr. 74 753

DER BUNDESMINISTER
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, das im Zusammenhang mit
dem heute unterzeichneten Vertrag erzielte Ein-
vernehmen zu bestätigen, daß unter Vermögen-
schaften, Rechte und Interessen, die unter Arti-
kel 1 fallen, auch solche Ansprüche zu verstehen
sind, die aus Lieferungen, Leistungen oder Forde-
rungen aller Art, insbesondere auch solcher, die
in Wertpapieren verbrieft sind, herrühren, wenn
von polnischer Seite ausdrücklich anerkannt wird,
daß Vermögenswerte, die mit diesen Lieferun-
gen, Leistungen oder Forderungen in unmittel-
barem Zusammenhang stehen, vom polnischen
Staat tatsächlich übernommen worden sind.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Rudolf Kirchschläger m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Leslaw W o j t y g a
außerordentlicher und
bevollmächtigter Botschafter
der Volksrepublik Polen
in Österreich

Wien

DER AUSSERORDENTLICHE UND
BEVOLLMÄCHTIGTE BOTSCHAFTER

DER VOLKSREPUBLIK POLEN
IN

ÖSTERREICH

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 6. Oktober 1970 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, das im Zusammenhang mit
dem heute unterzeichneten Vertrag erzielte Ein-
vernehmen zu bestätigen, daß unter Vermögen-
schaften, Rechte und Interessen, die unter Arti-
kel 1 fallen, auch solche Ansprüche zu verstehen
sind, die aus Lieferungen, Leistungen oder Forde-
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rungen aller Art, insbesondere auch solcher, die
in Wertpapieren verbrieft sind, herrühren, wenn
von polnischer Seite ausdrücklich anerkannt
wird, daß Vermögenswerte, die mit diesen Liefe-
rungen, Leistungen oder Forderungen in unmit-
telbarem Zusammenhang stehen, vom polnischen
Staat tatsächlich übernommen worden sind.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Wojtyga m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten
Wien

DER BUNDESMINISTER
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, das im Zusammenhang mit
dem heute unterzeichneten Vertrag erzielte Ein-
vernehmen zu bestätigen, daß durch diesen Ver-
trag nicht geregelt werden:

1. Ansprüche jeglicher Art gegenüber Geld- und
Kreditinstituten, Versicherungs- und Rückver-
sicherungsunternehmungen in Polen sowie An-
sprüche, die in Wertpapieren öffentlicher inne-
rer polnischer Anleihen verkörpert sind,

2. Ansprüche, die aus der noch offen gebliebenen
Ablösung der vom polnischen Staat, polni-
schen öffentlichen Unternehmungen und Geld-
und Kreditinstituten ausgegebenen äußeren
Anleihen sowie von polnischen Geld- und
Kreditinstituten ausgegebenen auf Fremdwäh-
rung lautenden und außerhalb Polens zahl-
baren Pfandbriefen herrühren,

3. Ansprüche auf Rechte aus oder an Patenten,
Lizenzen und sonstigen gewerblichen Schutz-
rechten sowie Ansprüche auf Rechte oder aus
Rechten auf Auffindung, Förderung, Bearbei-
tung und Verteilung von Bodenschätzen, die
nicht bereits durch Zeitablauf oder mangels
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Konzession erloschen sind, es sei denn, daß
solche nicht erloschenen Rechte im Zusammen-
hang mit der Nationalisierung von Unterneh-
mungen mitübernommen wurden,

4. Ansprüche jeglicher Art, die in Wertpapieren
öffentlicher Anleihen des ehemaligen Deutschen
Reiches oder seiner Gebietskörperschaften ver-
körpert sind,

5. Ansprüche, die aus Lieferungen, Leistungen
und Forderungen aller Art gegenüber dem
ehemaligen Deutschen Reich oder gegenüber
deutschen juristischen Personen herrühren.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Rudolf Kirchschläger m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Leslaw W o j t y g a
außerordentlicher und
bevollmächtigter Botschafter
der Volksrepublik Polen
in Österreich

Wien

DER AUSSERORDENTLICHE UND
BEVOLLMÄCHTIGTE BOTSCHAFTER

DER VOLKSREPUBLIK POLEN
IN

ÖSTERREICH

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 6. Oktober 1970 zu bestätigen, das fol-
genden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, das im Zusammenhang mit
dem heute unterzeichneten Vertrag erzielte Ein-
vernehmen zu bestätigen, daß durch diesen Ver-
trag nicht geregelt werden:

1. Ansprüche jeglicher Art gegenüber Geld- und
Kreditinstituten, Versicherungs- und Rückver-
sicherungsunternehmungen in Polen sowie An-
sprüche, die in Wertpapieren öffentlicher inne-
rer polnischer Anleihen verkörpert sind,

2. Ansprüche, die aus der noch offen gebliebenen
Ablösung der vom polnischen Staat, polni-
schen öffentlichen Unternehmungen und Geld-
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und Kreditinstituten ausgegebenen äußeren
Anleihen sowie von polnischen Geld- und Kre-
ditinstituten ausgegebenen auf Fremdwährung
lautenden und außerhalb Polens zahlbaren
Pfandbriefen herrühren,

3. Ansprüche auf Rechte aus oder an Patenten,
Lizenzen und sonstigen gewerblichen Schutz-
rechten sowie Ansprüche auf Rechte oder aus
Rechten auf Auffindung, Förderung, Bearbei-
tung und Verteilung von Bodenschätzen, die
nicht bereits durch Zeitablauf oder mangels
Konzession erloschen sind, es sei denn, daß
solche nicht erloschenen Rechte im Zusammen-
hang mit der Nationalisierung von Unterneh-
mungen mitübernommen wurden,

4. Ansprüche jeglicher Art, die in Wertpapieren
öffentlicher Anleihen des ehemaligen Deut-
schen Reiches oder seiner Gebietskörperschaf-
ten verkörpert sind,

5. Ansprüche, die aus Lieferungen, Leistungen
und Forderungen aller Art gegenüber dem
ehemaligen Deutschen Reich oder gegenüber
deutschen juristischen Personen herrühren.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Wojtyga m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten
Wien

DER BUNDESMINISTER
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Botschafter!

Unter Bezugnahme auf den heute unterzeich-
neten Vertrag beehre ich mich, Ihnen mitzutei-
len, daß seitens der österreichischen Bundesregie-
rung und österreichischer Verwaltungsbehörden
keine Einwendungen dagegen erhoben werden, daß
eine hiezu legitimierte polnische Person über ihre
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bei österreichischen Geldinstituten verwahrten
Werte im Rahmen der österreichischen Rechts-
ordnung verfügt.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Rudolf Kirchschläger m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Leslaw W o j t y g a
außerordentlicher und
bevollmächtigter Botschafter
der Volksrepublik Polen
in Österreich

Wien

DER AUSSERORDENTLICHE UND
BEVOLLMÄCHTIGTE BOTSCHAFTER

DER VOLKSREPUBLIK POLEN
IN

ÖSTERREICH

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 6. Oktober 1970 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf den heute unterzeich-
neten Vertrag beehre ich mich, Ihnen mitzutei-
len, daß seitens der österreichischen Bundesregie-
rung und österreichischer Verwaltungsbehörden
keine Einwendungen dagegen erhoben werden,
daß eine hiezu legitimierte polnische Person über
ihre bei österreichischen Geldinstituten verwahr-
ten Werte im Rahmen der österreichischen
Rechtsordnung verfügt.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Wojtyga m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten
Wien
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DER BUNDESMINISTER
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Botschafter!

Für einige polnischen abwesenden oder ver-
schollenen Personen gehörende Liegenschaften,
die sich auf österreichischem Gebiet befinden,
wurden öffentliche Verwaltungen eingerichtet.
Im Zusammenhang mit dem heute unterzeich-
neten Vertrag bestand Einvernehmen darüber,
daß diese öffentlichen Verwaltungen innerhalb
von 60 Tagen nach Unterzeichnung des Vertrages
von amtswegen aufgehoben werden.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Einver-
ständnis zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Rudolf Kirchschläger m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Leslaw Woj tyga
außerordentlicher und
bevollmächtigter Botschafter
der Volksrepublik Polen
in Österreich
Wien

DER AUSSERORDENTLICHE UND
BEVOLLMÄCHTIGTE BOTSCHAFTER

DER VOLKSREPUBLIK POLEN
IN

ÖSTERREICH

Wien, am 6. Oktober 1970

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 6. Oktober 1970 zu bestätigen, das folgen-
den Wortlaut hat:

„Für einige polnischen abwesenden oder ver-
schollenen Personen gehörende Liegenschaften,
die sich auf österreichischem Gebiet befinden,
wurden öffentliche Verwaltungen eingerichtet.
Im Zusammenhang mit dem heute unterzeich-
neten Vertrag bestand Einvernehmen darüber,
daß diese öffentlichen Verwaltungen innerhalb
von 60 Tagen nach Unterzeichnung des Ver-
trages von amtswegen aufgehoben werden.
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Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis zu bestätigen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner

ausgezeichnetsten Hochachtung

Wojtyga m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten

Wien

Z U S A T Z P R O T O K O L L

zum Vertrag vom 6. Oktober 1970 zwischen
der Republik Österreich und der Volks-
republik Polen zur Regelung bestimmter

finanzieller Fragen

Artikel 1
(1) Zur vollständigen und endgültigen Rege-

lung aller Ansprüche, welche die Volksrepublik
Polen im Zusammenhang mit dem in Österreich
gelegenen Nachlaßvermögen der während des
Zweiten Weltkrieges verstorbenen oder der
verschollenen und später für tot erklärten pol-
nischen Staatsangehörigen erhoben hat, wird
die Republik Österreich die ihr auf Grund des
Heimfallsrechtes nach diesen Personen tat-
sächlich zugekommenen Beträge nach Maßgabe
der Artikel 3 und 4 dieses Zusatzprotokolls
der Volksrepublik Polen im Verrechnungswege
überlassen.

(2) Wurde von der Republik Österreich eine
Liegenschaft aus einem solchen heimfälligen
Nachlaß in natura übernommen oder sollte
eine solche Übernahme in Zukunft erfolgen,
so wird sie für diese Liegenschaft nach Maßgabe
der Artikel 3 und 4 dieses Zusatzprotokolls der
Volksrepublik Polen einen Ersatzbetrag im
Verrechnungswege überlassen, der aus dem im
Hauptinventar des Verlassenschaftsverfahrens an-
geführten Schätzwert der Liegenschaft zuzüglich
der Reinerträge, abzüglich der mit der Liegen-
schaft konnexen Schulden und der Kosten des
Verlassenschaftsverfahrens besteht.

Artikel 2
(1) Verschollen im Sinne des Artikels 1 dieses

Zusatzprotokolls ist eine physische Person,
deren Aufenthalt in der Zeit vom 1. September
1939 bis 8. Mai 1945 unbekannt geworden ist
und seither nicht mehr bekannt wurde.
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(2) Polnische Staatsangehörige im Sinne des
Artikels 1 dieses Zusatzprotokolls sind solche
physische Personen, die im Zeitpunkt ihres
Todes oder im Zeitpunkt ihrer Todeserklärung
die polnische Staatsangehörigkeit besessen haben.

Artikel 3
Die von der Republik Österreich in einem

Kalenderjahr vereinnahmten, gemäß Artikel 1
Absatz 1 dieses Zusatzprotokolls 2u überlassenden
Beträge sowie die gemäß Artikel 1 Absatz 2
dieses Zusatzprotokolls zu überlassenden Ersatz-
beträge für die in diesem Kalenderjahr in das
Eigentum der Republik Österreich gelangten
Liegenschaften weiden mit der nach Artikel 4
des Vertrages vom 6. Oktober 1970 zwischen
der Republik Österreich und der Volksrepublik
Polen zur Regelung bestimmter finanzieller
Fragen am 31. März des darauffolgenden Jahres
fällig werdenden Rate aufgerechnet.

Artikel 4

(1) Sollte die Republik Österreich die Beträge
gemäß Artikel 1 Absatz 1 dieses Zusatzprotokolls
oder die in natura übernommenen Liegen-
schaften bis zum Aufrechnungszeitpunkt des
Artikels 3 dieses Zusatzprotokolls an zum Nach-
laß Berechtigte ganz oder zum Teil heraus-
geben müssen, so entfallt die Aufrechnung im
entsprechenden Ausmaß.

(2) Die Volksrepublik Polen wird die Republik
Österreich nach erfolgter Aufrechnung bei jeder
Verlassenschaft bis zur Höhe des aufgerechneten
Betrages zuzüglich allfälliger Nebengebühren
für alle Forderungen schadlos halten, die dann
von zum Nachlaß Berechtigten gegen die Repu-
blik Österreich im Hinblick auf die Heimfälligkeit
erhoben werden sollten.

Artikel 5
Das österreichische Bundesministerium für

Finanzen und das Finanzministerium der Volks-
republik Polen werden einander die zur Durch-
führung dieses Zusatzprotokolls erforderlichen
Informationen erteilen und sich insbesondere
hinsichtlich der Umstände, die im Zusammen-
hang mit der beabsichtigten Veräußerung oder
einer Übernahme in natura von Liegenschaften
stehen, ins Einvernehmen setzen.

Artikel 6
Dieses Zusatzprotokoll ist ein integrierender

Teil des Vertrages vom 6. Oktober 1970 zwischen
der Republik Österreich und der Volksrepublik
Polen zur Regelung bestimmter finanzieller
Fragen und tritt gleichzeitig mit diesem Vertrag
in Kraft.
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Zu Urkund dessen haben die gehörig aus-
gewiesenen Bevollmächtigten der Vertragsstaaten
dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet und mit
Siegeln versehen.

Geschehen in Wien, am 25. Jänner 1973 in
zwei Urschriften in deutscher und polnischer,
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die Volksrepublik Polen:

Leslaw Wojtyga m. p.

Auf Grund der vom Bundespräsidenten unterzeichneten, vom Bundeskanzler, vom Bundes-
minister für Finanzen und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichneten
Ratifikationsurkunde zum vorstehenden Vertrag sowie auf Grund der vom Bundespräsidenten
unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten Ratifikationsurkunde zum vorstehenden
Zusatzprotokoll wurde der in Artikel 10 des Vertrages vorgesehene Notenaustausch am 22. Dezem-
ber 1973 durchgeführt; das Vertragswerk tritt gemäß Artikel 10 des Vertrages und Artikel 6 des
Zusatzprotokolls am 20. Feber 1974 in Kraft.

Kreisky
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75. Bundesgesetz vom 3. Juli 1973 über
die Verwendung der zufließenden Mit-
tel aus dem Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Volksrepublik Polen zur
Regelung bestimmter finanzieller Fragen

(Verteilungsgesetz Polen)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Anspruch

§ 1. Die von der Volksrepublik Polen auf
Grund des Vertrages vom 6. Oktober 1970
zwischen der Republik Österreich und der Volks-
republik Polen zur Regelung bestimmter finan-
zieller Fragen zu zahlende Globalentschädigung
von 71,500.000 S ist nach Maßgabe dieses Bundes-
gesetzes für die Leistung von Entschädigungen
zu verwenden.

§ 2. Entschädigung ist für Vermögensverluste
österreichischer physischer oder juristischer Per-
sonen zu leisten, die durch die tatsächliche In-
anspruchnahme von Vermögenschaften, Rechten
und Interessen zufolge Maßnahmen der Volks-
republik Polen entstanden sind, sofern diese
Verluste nach dem Anmeldegesetz Polen, BGBl.
Nr. 235/1971, fristgerecht angemeldet wurden.

§ 3. Maßnahmen im Sinne des § 2 sind
1. polnische Rechtsvorschriften über die

Nationalisierung ;
2. polnische Rechtsvorschriften über die

Reform in der Agrar- und Forstwirtschaft;
3. andere polnische Rechtsvorschriften;
4. Entscheidungen oder Beschlüsse polnischer

Organe, welche die Entziehung von Eigen-
tumsrechten sowie anderen österreichischen
Rechten und Interessen zur Folge hatten.

§ 4. Als Zeitpunkt der Maßnahme gilt der
Tag, an dem die polnischen Rechtsvorschriften,
Entscheidungen oder Beschlüsse polnischer
Organe wirksam geworden sind, durch die der
Verlust an Vermögenschaften, Rechten und
Interessen eingetreten ist. Kann dieser Zeitpunkt
nicht festgestellt werden, so gilt der 8. Mai 1945
als Zeitpunkt der Maßnahme.

§ 5. Dieses Bundesgesetz findet keine Anwen-
dung auf

1. Ansprüche jeglicher Art gegenüber Geld-
und Kreditinstituten, Versicherungs- und
Rückversicherungsunternehmen sowie An-
sprüche, die in Wertpapieren öffentlicher
innerer polnischer Anleihen verkörpert sind;

1. Ansprüche, die aus der noch offengebliebenen
Ablösung der vom polnischen Staat, pol-
nischen öffentlichen Unternehmen und Geld-
und Kreditinstituten ausgegebenen äußeren

Anleihen sowie von polnischen Geld- und
Kreditinstituten ausgegebenen auf Fremd-
währung lautenden und außerhalb Polen
zahlbaren Pfandbriefen herrühren;

3. Ansprüche auf Rechte aus oder an Patenten,
Lizenzen und sonstigen gewerblichen Schutz-
rechten sowie Ansprüche auf Rechte oder
aus Rechten auf Auffindung, Förderung, Be-
arbeitung und Verteilung von Boden-
schätzen, die nicht bereits durch Zeitablauf
oder mangels Konzession erloschen sind, es
sei denn, daß solche nicht erloschene Rechte
im Zusammenhang mit der Nationalisierung
von Unternehmen mitübernommen wurden;

4. Ansprüche jeglicher Art, die in Wertpapieren
öffentlicher Anleihen des ehemaligen
Deutschen Reiches oder seiner Gebiets-
körperschaften verkörpert sind;

5. Ansprüche, die aus Lieferungen, Leistungen
und Forderungen aller Art gegenüber dem
ehemaligen Deutschen Reich oder gegenüber
deutschen juristischen Personen herrühren;

6. andere als in Z. 5 genannte Ansprüche, die
aus Lieferungen, Leistungen oder Forderun-
gen aller Art, besonders auch solchen, die
in Wertpapieren verbrieft sind, herrühren,
es sei denn, daß Vermögenswerte, die mit
diesen Lieferungen, Leistungen oder For-
derungen in unmittelbarem Zusammenhang
stehen, vom polnischen Staat tatsächlich
übernommen worden sind.

§ 6. Entschädigung ist nicht zu leisten für
Vermögenschaften, Rechte und Interessen,

1. die auf eine Weise erworben worden sind,
welche eine nichtige Vermögensentziehung
im Sinne der österreichischen Rechts-
vorschriften dargestellt hätte;

2. die von Behörden oder Institutionen des
Deutschen Reiches oder deutschen Personen
nach dem 1. September 1939 auf dem Gebiet
des okkupierten Polen erworben worden
sind, es sei denn, daß der Erwerb im Erb-
wege oder zufolge Eheschließung erfolgt ist;

3. die aus dem Besitz von Aktien oder son-
stigen Beteiligungen an Gesellschaften aller
Art oder aus dem Besitz von Unternehmen
herrühren,
a) die auf dem Gebiet des okkupierten

Polen nach dem 1. September 1939 neu
gegründet wurden oder bei schon am
1. September 1939 bestandenen Kapital-
gesellschaften aus Kapitalerhöhungen
stammen, die nach diesem Zeitpunkt vor-
genommen wurden;

b) die auf dem Gebiet des okkupierten
Polen bereits am 1. September 1939 be-
standen haben und bei denen eine Ver-
änderung der Rechtsform, ein Wechsel
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von Beteiligungen oder ein Umtausch
von Aktien während der Zeit der Okku-
pation Polens erfolgt ist, es sei denn,
daß diese Veränderung, dieser Wechsel
oder dieser Umtausch auf Grund einer
Anordnung deutscher Behörden oder der
von diesen bestellten Verwalter erfolgt
ist.

§ 7. (1) Eine österreichische physische Person
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede physische
Person, die sowohl am 27. April 1945 als auch
zum Zeitpunkt der Maßnahme (§ 4) und am
6. Oktober 1970 die österreichische Staatsbürger-
schaft besessen hat.

(2) Ist eine physische Person vor dem
6. Oktober 1970 verstorben und besaß sie sowohl
am 27. April 1945 und zum Zeitpunkt der Maß-
nahme als auch im Zeitpunkt ihres Todes die
österreichische Staatsbürgerschaft, so ist die Ent-
schädigung Rechtsnachfolgern von Todes wegen
nach ihren Anteilen in der Rechtsnachfolge zu
leisten, wenn sie sowohl im Zeitpunkt der
Rechtsnachfolge als auch zu den im Abs. 1 ge-
nannten Zeitpunkten entweder als physische Per-
sonen die österreichische Staatsbürgerschaft be-
sessen oder als juristische Personen zu diesen
Zeitpunkten ihren Sitz im Gebiet der Republik
Österreich gehabt haben.

§ 8. (1) Eine österreichische juristische Person
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede juri-
stische Person, die zu den im § 7 Abs. 1 genannten
Zeitpunkten ihren Sitz auf dem Gebiet der
Republik Österreich gehabt hat.

(2) Liegt der Zeitpunkt der Maßnahme vor
dem 27. April 1945, so muß auch schon zu diesem
früheren Zeitpunkt der Sitz auf dem Gebiet der
Republik Österreich bestanden haben.

(3) Ist eine juristische Person, die zum Zeit-
punkt der Maßnahme (§ 4) ihren Sitz auf dem
Gebiet der Republik Österreich gehabt hat, vor
dem 6. Oktober 1970 aufgelöst worden, so ist
die Entschädigung den nach der aufgelösten
juristischen Person Berechtigten zu leisten.

§ 9. Der Anspruch auf Entschädigung gilt als
am 6. Oktober 1970 entstanden. Solange der
Anspruch auf Entschädigung dem Grunde und
der Höhe nach nicht feststeht, ist er zwar ver-
erblich und es kann darüber durch eine letzt-
willige Anordnung verfügt werden, doch ist eine
Pfändung unzulässig und eine rechtsgeschäftliche
Verfügung unter Lebenden ohne rechtliche Wir-
kung. Im Falle einer Rechtsnachfolge von Todes
wegen ist der Entschädigungsanspruch so anzu-
sehen, als hätte er sich bereits zu Lebzeiten des
Erblassers in dessen Vermögen befunden.

§ 10. (1) Ist der Verlust in einem Vermögen
entstanden, das im Zeitpunkt der Maßnahme im
Eigentum mehrerer Personen stand, so wird der

Anspruch auf Entschädigung jedes Miteigen-
tümers, entsprechend seinem Anteil am Ver-
mögen im Zeitpunkt der Maßnahme, bestimmt.

(2) Ist der Verlust im gemeinschaftlichen Ver-
mögen der Gesellschafter einer Personenvereini-
gung nach bürgerlichem Recht oder im Vermögen
einer Personengesellschaft des Handelsrechtes ein-
getreten, so wird der Anspruch auf Entschädi-
gung jedes Gesellschafters, entsprechend seiner im
Zeitpunkt der Maßnahme sich ergebenden Be-
teiligung am Vermögen der Gesellschaft, be-
stimmt, sofern zu diesem Zeitpunkt nicht andere
vertragliche Vereinbarungen zwischen den Ge-
sellschaftern bestanden haben.

ABSCHNITT II

Ermittlung der Höhe des zu entschädigenden
Verlustes

A. A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

§ 11. (1) Die Vermögenschaften, Rechte und
Interessen, für deren Verlust gemäß § 2 Ent-
schädigung zu leisten ist, sind

1. land- und forstwirtschaftliches Vermögen,
2. Grundvermögen,
3. Betriebsvermögen und
4. sonstiges Vermögen.

(2) Auf die Zuordnung der Vermögen zu den
einzelnen Vermögensarten sind die Bestimmun-
gen des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148,
sinngemäß anzuwenden.

§ 12. Ist der Verlust in einem Vermögen
eingetreten, auf das die Bestimmungen des § 10
zutreffen, so hat die Ermittlung der Höhe des
zu entschädigenden Verlustes für dieses Ver-
mögen im ganzen zu erfolgen.

§ 13. Sind in einem Vermögen vor dem Zeit-
punkt der Maßnahme Schäden besonders durch
Kriegseinwirkung oder durch sonstige damit im
Zusammenhang stehende Ereignisse eingetreten,
so sind die Schäden, ihrem Ausmaß entsprechend,
durch einen Abschlag zu berücksichtigen. Ein
Schaden von mehr als 75 vom Hundert ist einem
Totalschaden gleichzuhalten.

§ 14. Für entgangenen Gewinn, Verdienst-
entgang, Nichterfüllung oder Verletzung eines
Vertrages oder für Ansprüche auf Verzinsung
ist eine Ermittlung nicht vorzunehmen.

B. B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n

Land- und forstwirtschaftliches Vermögen

§ 15. Die Höhe des zu entschädigenden Ver-
lustes bei land- und forstwirtschaftlichem Ver-
mögen wird durch den Flächenwert je Hektar
und die Zuschläge bestimmt und ist für jede
wirtschaftliche Einheit gesondert zu ermitteln.
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§ 16. (1) Der Flächenwert je Hektar beträgt
bis einschließlich 10 Hektar 7200 S,
für die weiteren 10 Hektar 5600 S,
für die weiteren 15 Hektar 4000 S,
für die weiteren 15 Hektar 2400 S und
für jedes weitere Hektar 800 S.

(2) War die wirtschaftliche Einheit außerhalb
oder überwiegend außerhalb des Gebietes des
okkupierten Polen gelegen, so erhöht sich der
Flächenwert um 10 vom Hundert des nach
Abs. 1 ermittelten Betrages.

§ 17. Für Gebäude eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes, die auch für Wohnzwecke
verwendet wurden, ist ein Zuschlag zu gewähren.
Dieser beträgt 20 vom Hundert des Flächen-
wertes, mindestens 30.000 S, höchstens jedoch
60.000 S. Für jede wirtschaftliche Einheit ist
dieser Zuschlag nur einmal zu gewähren.

§ 18. (1) Für jeden zu einer wirtschaftlichen
Einheit gehörenden land- und forstwirtschaft-
lichen Nebenbetrieb wird, sofern dafür ein ge-
sonderter Übernahmewert (§ 26 Abs. 1) nicht
vorliegt, ein Ergänzungszuschlag in Höhe von
10 vom Hundert des Flächenwertes (§ 16), min-
destens jedoch 10.000 S, gewährt. Die Summe
aller Ergänzungszuschläge darf 120.000 S nicht
übersteigen.

(2) Liegt für einen Nebenbetrieb ein geson-
derter Übernahmewert (§ 26 Abs. 1) vor, so hat
die Ermittlung der Höhe des zu entschädigenden
Verlustes nach den Bestimmungen für Betriebs-
vermögen zu erfolgen.

Grundvermögen

§ 19. (1) Die Höhe des zu entschädigenden
Verlustes bei Grundvermögen wird durch die
Zuordnung des Grundstückes zu einer Grund-
stücksgruppe, seine örtliche Lage und durch Zu-
und Abschläge bestimmt.

(2) Zur Ermittlung ist ausschließlich von den
in der Anlage zu diesem Bundesgesetz ent-
haltenen Wertansätzen (Richtwerten) auszugehen.

§ 20. (1) Die bebauten Grundstücke sind unter
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
Bewertungsgesetzes 1955 einzuteilen in

1. Einfamilienhäuser,
2. Mietwohn-, Geschäfts- und gemischt ge-

nutzte Grundstücke,
3. sonstige bebaute Grundstücke.

(2) Bei unbebauten Grundstücken sind zu
unterscheiden

1. Bauparzellen, die im Grundbuch ausdrücklich
als solche bezeichnet sind und

2. sonstige unbebaute Grundstücke.

§ 21. (1) Die örtliche Lage eines Grundstückes
wird durch die Einstufung in die Ortsklassen I
bis III berücksichtigt.

(2) Zur Ortsklasse I gehören die Gebiete der
Städte Warschau, Breslau und Lodz, zur Orts-
klasse II die Gebiete der Städte Beuthen, Brom-
berg, Danzig, Gdingen, Gleiwitz, Hindenburg,
Kattowitz, Königshütte, Krakau, Lublin, Posen,
Sosnowitz, Stettin, Tschenstochau und zur Orts-
klasse III die Gebiete aller übrigen Orte.

§ 22. (1) Zur Feststellung der Wertansätze
(Richtwerte) für die im § 20 Abs. 1 Z. 1 und 2
genannten Grundstücke wird bei Einfamilien-
häusern eine Nutzfläche von 100 m2 und eine
Grundfläche von 700 m2 und bei Mietwohn-,
Geschäfts- und gemischt genutzten Grundstücken
eine Nutzfläche von 200 m2 und eine Grund-
fläche von 900 m2 zugrunde gelegt.

(2) Übersteigt die tatsächliche Nutzfläche eines
bebauten Grundstückes die im Abs. 1 genannten
Durchschnittswerte, so ist der Richtwert um
200 S je Quadratmeter zu erhöhen.

(3) Übersteigt die tatsächliche Grundfläche eines
bebauten Grundstückes die im Abs. 1 genannten
Durchschnittswerte, so ist bei Ermittlung der
Höhe des zu entschädigenden Verlustes für den
abweichenden Teil der Grundfläche nach den
Richtwerten für Bauparzellen vorzugehen.

§ 23. War das Grundstück außerhalb oder
überwiegend außerhalb des Gebietes des okku-
pierten Polen gelegen, so erhöht sich der für
das Grundstück ermittelte Betrag um 10 vom
Hundert.

§ 24. Können die Grundlagen für die Anwen-
dung der Bestimmungen des § 22 Abs. 2 und 3
weder bewiesen noch aus den am Schadensort
gegebenen Verhältnissen abgeleitet werden, so
ist der Ermittlung der Höhe des zu ent-
schädigenden Verlustes der Richtwert zugrunde
zu legen.

§ 25. Liegt bei einem bebauten Grundstück
Totalschaden im Sinne des § 13 vor, so ist die
Ermittlung der Höhe des zu entschädigenden
Verlustes nach den Richtwerten für Bauparzellen
vorzunehmen.

Betriebsvermögen

§ 26. (1) Für die Ermittlung der Höhe des zu
entschädigenden Verlustes bei Betriebsvermögen
ist der Wert maßgebend, der im Zusammen-
hang mit der Übernahme des Vermögens durch
den polnischen Staat festgesetzt worden ist
(Übernahmewert).

(2) Liegt ein solcher Übernahmewert nicht
vor, so ist die Höhe der zu entschädigenden
Verluste der von der Maßnahme betroffenen
Wirtschaftsgüter des Betriebes mit dem gemeinen
Wert nach den Preisverhältnissen in Österreich
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zum 8. Mai 1945 zu bestimmen, wobei die Preise
nicht überschritten werden dürfen, die den zu
diesem Zeitpunkt bestandenen Preisregelungs-
vorschriften entsprechen.

(3) Die Bestimmungen des § 13 sind bei Vor-
liegen eines Übernahmewertes nicht anzu-
wenden.

§ 27. (1) Bei Aktien, Anteilen und Genuß-
scheinen an Kapitalgesellschaften, Kuxen, An-
teilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung
und Genossenschaften ist die Höhe des zu ent-
schädigenden Verlustes mit jenem Teilbetrag des
Übernahmewertes (§ 26 Abs. 1) für das in An-
spruch genommene Vermögen anzusetzen, der
dem Hundertsatz des Nominalwertes des Wert-
papieres oder Anteiles an der Summe der
Nominalwerte aller Aktien oder Anteile der
Gesellschaft oder Genossenschaft entspricht.

(2) Wurde ein Übernahmewert nicht festgesetzt
oder ist aus anderen Gründen eine Ermittlung
nach Abs. 1 nicht durchführbar, so beträgt die
Höhe der zu entschädigenden Verluste 10 vom
Hundert des Nominalwertes des Wertpapieres
oder Anteiles.

§ 28. Bewertungsgrundlagen, die auf Zloty
oder Reichsmark lauten, sind in der Weise in
Schilling umzurechnen, daß ein Zloty drei
Schilling oder eine Reichsmark sechs Schilling
entspricht.

Sonstiges Vermögen

§ 29. Zum sonstigen Vermögen im Sinne dieses
Bundesgesetzes gehören nur, insoweit sie nicht
dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen,
dem Grundvermögen und dem Betriebsvermögen
zuzurechnen sind:

1. Wirtschaftsgüter, die zum Vermögen eines
Betriebes mit dem Sitz außerhalb Polens
gehören;

2. Ansprüche aus Lieferungen, Leistungen oder
Forderungen aller Art;

3. Kunstgegenstände und Sammlungen von
musealem Wert;

4. Hausrat.

§ 30. Die Höhe des zu entschädigenden Ver-
lustes ist für die unter § 29 Z. 1 genannten
Wirtschaftsgüter nach § 26 zu ermitteln.

§ 31. (1) Bei der Ermittlung der Höhe des zu
entschädigenden Verlustes für die im § 29 Z. 2
genannten Ansprüche und Forderungen ist von
dem Betrag auszugehen, der vom Schuldner bei
Fälligkeit der Schuld zu entrichten ist (Nenn-
wert).

(2) Ist der Nennwert in Zloty oder Reichsmark
ausgedrückt, so erfolgt die Umrechnung in
Schilling nach § 28. In allen übrigen Fällen ist
für die Umrechnung der Devisenmittelkurs maß-

gebend, der am 6. Oktober 1970 im Amtlichen
Kursblatt der Wiener Börse, Nr. 191, ausge-
wiesen war.

(3) Die Höhe des zu entschädigenden Ver-
lustes ist mit 10 vom Hundert von dem nach
Abs. 2 ermittelten Schillingbetrag anzusetzen.

§ 32. Die Höhe des zu entschädigenden Ver-
lustes für die im § 29 Z. 3 genannten Kunst-
gegenstände und Sammlungen ist mit 10 vom
Hundert des gemeinen Wertes nach den Preis-
verhältnissen in Österreich zum 8. Mai 1945
zu bestimmen. Der gemäß § 28 umgerechnete
Betrag darf jedoch für die im Vermögen eines
Eigentümers entstandenen Verluste insgesamt
100.000 S nicht übersteigen.

§ 33. Die Höhe des zu entschädigenden Ver-
lustes ist für Hausrat unter sinngemäßer Anwen-
dung der Anlage zum Kriegs- und Verfolgungs-
sachschädengesetz, BGBl. Nr. 127/1958, zu
ermitteln.

ABSCHNITT III

Verfahren

§ 34. (1) Zur Entscheidung über Ansprüche
auf Entschädigung und zur Verteilung der im
§ 1 genannten Mittel ist die nach dem Ver-
teilungsgesetz Bulgarien, BGBl. Nr. 129/1964,
errichtete Bundesverteilungskommission berufen.

(2) Die §§ 18 bis 24 des Verteilungsgesetzes
Bulgarien sind sinngemäß anzuwenden.

§ 35. (1) Hält die gemäß dem Anmeldegesetz
Polen für die Prüfung von Anmeldungen zu-
ständige Finanzlandesdirektion für Wien, Nieder-
österreich und Burgenland den Anspruch für
gegeben, so hat sie die Höhe der den Anspruch
begründenden Verluste nach Abschnitt II dieses
Bundesgesetzes zu ermitteln und dem Ent-
schädigungswerber den Vorschlag zu machen,
einen einvernehmlichen Antrag auf Entscheidung
über den Anspruch und zur Feststellung der
Höhe der diesen Anspruch begründenden Ver-
luste an die Bundesverteilungskommission zu
stellen.

(2) Die Ermittlung gemäß Abs. 1 ist bei An-
meldungen von Entschädigungswerbern, die am
1. Jänner 1971 oder später das 70. Lebensjahr
vollendet haben, zeitlich bevorzugt vor-
zunehmen.

(3) Die Zustimmung eines Entschädigungs-
werbers zu einem Vorschlag nach Abs. 1 ist von
der Finanzlandesdirektion mit den Akten unver-
züglich der Bundesverteilungskommission vor-
zulegen.

(4) Ein Vorschlag oder ein einvernehmlicher
Antrag hinsichtlich einzelner Vermögenswerte ist
zulässig.
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§ 36. Hält die Finanzlandesdirektion den An-
spruch auf Entschädigung für nicht gegeben oder
kommt innerhalb von drei Monaten nach Zu-
stellung eines Vorschlages gemäß § 35 Abs. 1
ein einvernehmlicher Antrag nicht zustande, sind
die Akten von der Finanzlandesdirektion mit
dem Antrag auf Entscheidung der Bundes-
verteilungskommission vorzulegen. Das gleiche
gilt für Anmeldungen, die nach dem Anmelde-
gesetz Polen nicht fristgerecht eingebracht
worden sind.

§ 37. (1) Ein Feststellungssenat der Bundes-
verteilungskommission hat über den Anspruch
auf Entschädigung zu entscheiden und die Höhe
der diesen Anspruch begründenden Verluste fest-
zustellen.

(2) Die einem Entschädigungswerber zugestellte
Entscheidung der Bundesverteilungskommission
gemäß Abs. 1 ist gegenüber allen Entschädigungs-
werbern wirksam.

(3) Die Höhe der vom Feststellungssenat für
den einzelnen Entschädigungswerber fest-
gestellten Verluste ist in den Verteilungsplan
aufzunehmen.

§ 38. Die Bundesverteilungskommission kann
vor ihrer Entscheidung der Finanzlandesdirektion
auftragen, innerhalb angemessener Frist etwa
noch erforderliche Erhebungen vorzunehmen.

§ 39. (1) Die Entschädigung für Aktien und
andere Anteilsrechte (§ 27), wenn diese 5 vom
Hundert des ausgewiesenen Kapitals der Gesell-
schaft oder der Genossenschaft nicht übersteigen,
wie auch für Hausrat (§ 33) ist der Höhe des
festgestellten Verlustes gleichzusetzen. Sie ist von
der Finanzlandesdirektion innerhalb der Lei-
stungsfrist des Abs. 2 anzuweisen.

(2) In allen anderen Fällen, in denen eine
Feststellung erfolgt ist, hat die Finanzlandes-
direktion innerhalb von vier Wochen nach Zu-
stellung des Feststellungsbescheides 70 vom Hun-
dert der festgestellten Beträge als Vorschuß auf
die Entschädigung auszuzahlen und die gelei-
steten Zahlungen, nach einzelnen Fällen getrennt,
der Bundesverteilungskommission bekannt-
zugeben.

§ 40. (1) Sobald bei allen nach dem Anmelde-
gesetz Polen als fristgerecht zu behandelnden
Anmeldungen die Entscheidung und Feststellung
gemäß § 37 Abs. 1 vorliegt, hat der Verteilungs-
senat der Bundesverteilungskommission den Ver-
teilungsplan zu erstellen.

(2) Zur Erstellung des Verteilungsplanes ist von
der im § 1 genannten Globalentschädigung von
71,500.000 S, abzüglich der bis zu diesem Zeit-
punkt aufgelaufenen Überweisungskosten, aus-
zugehen. Nach Ausscheidung der gemäß § 39
Abs. 1 festgestellten Verluste und der darauf
entfallenden Entschädigungsbeträge ist zur Er-

mittlung der Verteilungsquote die verbleibende
Entschädigungssumme durch die Summe der von
der Bundesverteilungskommission festgestellten
übrigen Verluste bis auf vier Dezimalstellen zu
teilen.

(3) Der vom Verteilungssenat erstellte Ver-
teilungsplan ist von der Bundesverteilungs-
kommission als Verordnung im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen. Die Verord-
nung tritt am Tage ihrer Kundmachung in Kraft;
sie hat die maßgebenden Summen und die Ver-
teilungsquote zu enthalten.

§ 41. (1) Auf Grund des Verteilungsplanes hat
ein Feststellungssenat der Bundesverteilungs-
kommission entsprechend der Verteilungsquote
die Höhe der Entschädigung festzusetzen und
die abschließende Leistung zuzuerkennen.

(2) Die Leistungsfrist beträgt vier Wochen. Sie
beginnt mit dem Tage der Zustellung der Ent-
scheidung gemäß Abs. 1 an die Finanzlandes-
direktion.

§ 42. Die Bundesverteilungskommission hat
auf Zahlungen nach diesem Bundesgesetz Lei-
stungen anzurechnen, die nach dem Bundesgesetz
vom 13. Juli 1962 über die Entschädigung von
Umsiedlern und Vertriebenen, BGBl. Nr. 177,
als Abgeltung eines Schadens an Vermögens-
werten erbracht wurden, für die nach diesem
Bundesgesetz eine Entschädigung zu gewähren
ist.

§ 43. Mittel laut § 1, die einem Entschädigungs-
werber infolge seines Verzichts, im Falle seines
Todes mangels eines Rechtsnachfolgers oder auf
Grund einer Anrechnung gemäß § 42 nicht aus-
gezahlt werden, sind nicht zu verteilen.

ABSCHNITT IV

Weitere Bestimmungen

§ 44. Entschädigungswerber, die bei der Gel-
tendmachung eines Anspruches auf Entschädigung
nach diesem Bundesgesetz wissentlich für die
Beurteilung wesentliche falsche Angaben über
ihre persönlichen Verhältnisse, die Entstehung
oder den Umfang eines Schadens gemacht haben
oder machen, sind von der Gewährung einer
Entschädigung ausgeschlossen.

§ 45. (1) Entschädigungen, die nach diesem
Bundesgesetz gewährt werden, sind keine steuer-
pflichtigen Einnahmen.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Schriften, Amtshandlungen und
Rechtsgeschäfte sind von den Stempel- und
Rechtsgebühren und den Bundesverwaltungs-
abgaben befreit.
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(3) Im Falle der Gewährung einer Entschädi-
gung an Rechtsnachfolger von Todes wegen bleibt
die Verpflichtung zur Entrichtung der im Zu-
sammenhang mit dem Erwerb von Todes wegen
und mit der Durchführung des Verlassenschafts-
verfahrens entstehenden Abgaben mit der Maß-
gabe unberührt, daß alle für die Verjährung
der Erbschaftssteuer jeweils maßgeblichen Fristen
mit der Kundmachung des Verteilungsplanes zu
laufen beginnen.

§ 46. Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig mit
dem Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Volksrepublik Polen vom 6. Oktober

1970 zur Regelung bestimmter finanzieller
Fragen in Kraft.

§ 47. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen,
hinsichtlich des § 34, soweit sich dieser auf
Richter bezieht, im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Justiz, und hinsichtlich des
§ 45 Abs. 2, soweit sich dieser auf Bundes-
verwaltungsabgaben bezieht, der Bundeskanzler,
betraut.

Jonas
Häuser Androsch Kirchschläger

Anlage

Wertansätze (Richtwerte) für den Verlust von Grundvermögen
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